
— folgende Artikel der streitigen Entscheidung für nichtig 
zu erklären: 

— Art. 1 Buchst. c, 

— Art. 2 Buchst. c; 

— hilfsweise, die gegen die Rechtsmittelführerin verhängte 
Geldbuße wesentlich herabzusetzen; 

— der Kommission die gesamten Kosten, einschließlich der 
Kosten, die der Klägerin im Verfahren vor dem Gericht 
entstanden sind, aufzuerlegen; 

— für den Fall, dass der Gerichtshof der Ansicht sein sollte, 
dass es ihm nach dem Verfahrensstand nicht möglich ist, 
endgültig über die Sache zu entscheiden, die Rechtssache an 
eine anders besetzte Kammer des Gerichts zurückzuverwei­
sen und die Kostenentscheidung vorzubehalten. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Die Rechtsmittelführerin stützt ihr Rechtsmittel auf vier Rechts­
mittelgründe. 

Mit dem ersten Rechtsmittelgrund macht sie geltend, dass das 
Gericht im Rahmen der Prüfung der tatsächlichen Ausübung 
eines entscheidenden Einflusses der Areva SA auf die Areva 
T&D SA und die Areva T&D AG in der Zeit vom 9. Januar 
bis 11. Mai 2004 gegen die Regelungen über die Begründung 
verstoßen und die Verteidigungsrechte verletzt habe. Das Ge­
richt habe die Art. 36 und 53 des Protokolls Nr. 3 über die 
Satzung des Gerichtshofs der Europäischen Union (Pflicht des 
Gerichts, seine Urteile mit Gründen zu versehen) verkannt, so­
weit es in Randnr. 150 des angefochtenen Urteils die Argumen­
tation der Kommission durch seine eigene ersetzt habe, indem 
es der streitigen Entscheidung nachträglich Begründungen hin­
zugefügt habe, die diese nicht enthalte. Das Gericht habe auch 
insoweit gegen seine Begründungspflicht verstoßen, als seine 
Argumentation es nicht ermögliche, die Gründe zu verstehen, 
aus denen es dem Vorbringen der Rechtsmittelführerin nicht 
gefolgt sei. Schließlich habe das Gericht die Verteidigungsrechte 
der Areva SA verletzt, indem es von ihr im Rahmen des Nach­
weises, dass das Mutterunternehmen tatsächlich keinen entschei­
denden Einfluss auf seine Tochterunternehmen ausgeübt habe, 
eine probatio diabolica verlangt und ihr nicht die Möglichkeit 
gegeben habe, sich zu den neuen Argumenten, die es der strei­
tigen Entscheidung hinzugefügt habe, zu äußern. 

Mit dem zweiten Rechtsmittelgrund wird ein Rechtsfehler bei 
der Anwendung der Regelungen über die Gesamtschuldner­
schaft hinsichtlich der Zahlung der Geldbußen geltend gemacht, 
der einen Verstoß gegen die Grundsätze der Rechtssicherheit 
und der individuellen Zumessung von Strafen zur Folge habe. 
Das Gericht habe gegen die vorstehend genannten Grundsätze 
verstoßen, indem es Geldbußen verhängt habe, durch die für 
zwei Unternehmen, die nie zu ein und derselben wirtschaftli­
chen Einheit gehört hätten, eine Gesamtschuldnerschaft „der 
Tat“ geschaffen werde. 

Mit dem dritten Rechtsmittelgrund wird geltend gemacht, dass 
das Gericht die Regelungen über das rechtswidrige Delegieren 
von Befugnissen durch die Kommission unzutreffend ausgelegt, 
Begründungsfehler begangen und gegen den Grundsatz der in­
dividuellen Zumessung von Strafen und Sanktionen verstoßen 
habe, da es im Rahmen einer Gesamtschuldnerschaft die Haf­
tung der einzelnen Mitschuldner nicht eindeutig bestimmt habe. 
Zum einen habe das Gericht einen Rechtsfehler begangen, in­
dem es sich auf eine Auslegung der Entscheidung der Kommis­
sion gestützt habe, die deren Intention zuwiderlaufe, um zu 

einem „Ergebnis“ zu gelangen, das zwar rechtlich nicht begrün­
det sei, es ihm jedoch ermögliche, das Vorbringen der Klägerin 
zum Delegieren der Befugnisse der Kommission zurückzuwei­
sen. Zum anderen verstoße das Ergebnis, zu dem das Gericht 
gelangt sei, gegen die allgemeinen Grundsätze der Rechtssicher­
heit und der individuellen Zumessung von Strafen. 

Mit dem vierten und letzten Rechtsmittelgrund macht die 
Rechtsmittelführerin geltend, dass die Anwendung der Grund­
sätze der Verhältnismäßigkeit und der Gleichbehandlung in Be­
zug auf die gesamtschuldnerisch gegen die Areva SA verhängte 
Geldbuße rechtsfehlerhaft sei. Das Gericht habe gegen die ge­
nannten Grundsätze verstoßen, da es von seiner Befugnis zu 
unbeschränkter Nachprüfung keinen Gebrauch gemacht habe 
und eine Zuweisung der Geldbußen bestätigt habe, die die 
Dauer der begangenen Zuwiderhandlung nicht berücksichtige. 

Rechtsmittel, eingelegt am 25. Mai 2011 von der Alstom, 
T&D Holding, früher Areva T&D Holding SA, der Alstom 
Grid SAS, früher Areva T&D SA, und der Alstom Grid 
AG, früher Areva T&D AG, gegen das Urteil des 
Gerichts (Zweite Kammer) vom 3. März 2011 in den 
Rechtssachen T-117/07 und T-121/07, Areva u. a./ 

Kommission 

(Rechtssache C-253/11 P) 

(2011/C 211/37) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführerinnen: Alstom, T&D Holding, früher Areva T&D 
Holding SA, Alstom Grid SAS, früher Areva T&D SA, und 
Alstom Grid AG, früher Areva T&D AG (Prozessbevollmäch­
tigte: J. Derenne und A. Müller-Rappard, avocats) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Areva, Europäische Kommission 

Anträge 

Die Rechtsmittelführerinnen beantragen, 

— das Urteil des Gerichts (Zweite Kammer) vom 3. März 2011 
in den Rechtssachen T-117/07 und T-121/07, Areva SA, 
Areva T&D Holding SA, Areva T&D AG, Areva T&D SA 
und Alstom/Europäische Kommission, aufzuheben; 

— für den Fall, dass der Gerichtshof der Ansicht sein sollte, 
dass es ihm nach dem Verfahrensstand möglich ist, endgül­
tig über die Sache zu entscheiden, 

— folgende Artikel der Entscheidung K(2006) 6762 
der Kommission vom 24. Januar 2007 (Sache 
COMP/38.899 — Gasisolierte Schaltanlagen) für nichtig 
zu erklären: 

— Art. 1 Buchst. b (Alstom), 

— Art. 1 Buchst. d (Alstom Grid AG [früher Areva T&D 
AG]), 

— Art. 1 Buchst. e (T&D Holding [früher Areva T&D 
Holding SA]), 

— Art. 1 Buchst. f (Alstom Grid SAS [früher Areva 
T&D SA]) 

— Art. 2 Buchst. b (Alstom)
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— Art. 2 Buchst. c (Alstom, Alstom Grid AG [früher 
Areva T&D AG], T&D Holding [früher Areva T&D 
Holding SA] und Alstom Grid SAS [früher Areva 
T&D SA]); 

— hilfsweise, die gegen die Rechtsmittelführerinnen ver­
hängten Geldbußen wesentlich herabzusetzen; 

— der Kommission die Kosten, einschließlich derjenigen des 
Verfahrens vor dem Gericht, aufzuerlegen; 

— für den Fall, dass der Gerichtshof der Ansicht sein sollte, 
dass es ihm nach dem Verfahrensstand nicht möglich ist, 
endgültig über die Sache zu entscheiden, die Rechtssache an 
eine anders besetzte Kammer des Gerichts zu verweisen und 
die Kostenentscheidung vorzubehalten. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Die Rechtsmittelführerinnen stützen ihr Rechtsmittel auf fünf 
Rechtsmittelgründe. 

Mit ihrem ersten Rechtsmittelgrund, der zwei Teile umfasst, 
machen die Rechtsmittelführerinnen geltend, dass das Gericht 
gegen Art. 269 AEUV verstoßen habe, indem es festgestellt 
habe, dass die Entscheidung der Kommission hinreichend be­
gründet gewesen sei. Sie rügen insoweit erstens, dass das Gericht 
in den Randnrn. 90 bis 99 des angefochtenen Urteils festgestellt 
habe, dass die Kommission ihr Ergebnis, dass Alstom gemein­
sam und gesamtschuldnerisch mit der Areva T&D SA und der 
Areva T&D AG haften müsse, weil Alstom die Vermutung, dass 
sie entscheidenden Einfluss auf ihre Tochterunternehmen aus­
geübt habe, nicht widerlegt habe, in rechtlich hinreichender 
Weise begründet habe, während die Kommission auf das Vor­
bringen von Alstom zur Widerlegung dieser Vermutung nicht 
eingegangen sei (erster Teil). Sie rügen zweitens, dass das Ge­
richt in Randnr. 200 des angefochtenen Urteils festgestellt habe, 
dass die Kommission nicht verpflichtet gewesen sei, Gründe 
dafür anzugeben, dass gegen zwei Unternehmen, die am Tag 
des Erlasses einer Entscheidung keine wirtschaftliche Einheit ge­
bildet hätten, gesamtschuldnerisch eine Geldbuße verhängt wor­
den sei. 

Mit ihrem zweiten Rechtsmittelgrund machen die Rechtsmittel­
führerinnen geltend, dass das Gericht gegen die Art. 36 und 53 
der Satzung des Gerichtshofs in Verbindung mit Art. 263 AEUV 
verstoßen habe, da es in den Randnrn. 101 bis 110 (erster Teil), 
148 bis 150 (zweiter Teil) und 214 bis 216 (dritter Teil) des 
Urteils die Argumentation der Kommission durch seine eigene 
ersetzt habe, indem es der angefochtenen Entscheidung im 
Nachhinein Begründungen hinzugefügt habe, die diese nicht 
enthalte. Außerdem beanstanden Alstom u. a., dass das Gericht 
in Randnr. 206 des angefochtenen Urteils festgestellt habe, dass 
gegen zwei Unternehmen, die am Tag des Erlasses der ange­
fochtenen Entscheidung keine wirtschaftliche Einheit gebildet 
hätten, gesamtschuldnerisch eine Geldbuße verhängt werden 
könne (vierter Teil). 

Der dritte Rechtsmittelgrund, mit dem gerügt wird, dass das 
Gericht unter Verstoß gegen Art. 101 AEUV und insbesondere 
gegen die Regeln über die Zuordnung der Praktiken eines Toch­
terunternehmens zu seinem Mutterunternehmen und die in den 
Art. 47 und 48 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union niedergelegten Grundsätze des Rechts auf ein faires Ver­
fahren und der Unschuldsvermutung eine probatio diabolica ver­

lange, umfasst zwei Teile. Die Rechtsmittelführerinnen machen 
geltend, dass das Gericht 

a) zum einen durch die Bestätigung der Zurechnung der Haf­
tung für die Praktiken der Tochterunternehmen zu deren 
Mutterunternehmen Alstom und die Anwendung der Recht­
sprechungsgrundsätze über die Vermutung der Ausübung 
eines entscheidenden Einflusses in den Randnrn. 84 bis 
110 des angefochtenen Urteils das Recht auf ein faires Ver­
fahren und den Grundsatz der Unschuldsvermutung ver­
kannt habe, da es in einem Kontext der Haftungszurechnung 
eine Definition der Ausübung eines entscheidenden Einflus­
ses eines Mutterunternehmens auf sein Tochterunternehmen 
zugrunde gelegt habe, die in keinem Zusammenhang mit 
einem tatsächlichen Verhalten auf dem fraglichen Markt 
stehe, und die fraglich Vermutung damit unwiderlegbar 
gemacht habe; 

b) zum anderen in den Randnrn. 144 bis 152 des angefoch­
tenen Urteils bei der Prüfung der tatsächlichen Ausübung 
eines entscheidenden Einflusses der Areva T&D Holding 
SA auf die Areva T&D SA und die Areva T&D AG in der 
Zeit vom 9. Januar bis 11. Mai 2004 Rechtsfehler begangen 
habe. 

Mit dem vierten Rechtsmittelgrund wird geltend gemacht, dass 
das Gericht den Begriff der Gesamtschuldnerschaft verkannt 
habe, da es in den Randnrn. 214 bis 216 des angefochtenen 
Urteils festgestellt habe, dass die von den Unternehmen, gegen 
die gesamtschuldnerisch eine Geldbuße verhängt worden sei, 
jeweils zu zahlenden Anteile durch die Gesamtschuldnerschaft 
bestimmt worden seien (erster Teil), und in den Randnrn. 232 
bis 236 und 238 bis 242 des angefochtenen Urteils gegen die 
Grundsätze der Rechtssicherheit und der individuellen Zumes­
sung von Strafen sowie gegen Art. 13 EUV verstoßen habe, da 
die Kommission die Befugnis, die Haftung der einzelnen belang­
ten Unternehmen zu bestimmen, delegiert habe (zweiter Teil). 

Mit dem fünften Rechtsmittelgrund wird geltend gemacht, dass 
das Gericht gegen seine Pflicht, auf die vorgetragenen Kla­
gegründe einzugehen, verstoßen habe, da es in den Randnrn. 
223 bis 230 des Urteils die Bedeutung des Klagegrunds einer 
Verletzung des Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf sowie 
gerichtlichen Schutz nicht zutreffend erfasst habe und somit 
nicht auf den vorgebrachten, sondern auf einen anderen, nicht 
geltend gemachten Klagegrund eingegangen sei. 

Beschluss des Präsidenten des Gerichtshofs vom 15. April 
2011 (Vorabentscheidungsersuchen des Tribunale di 

Milano — Italien) — Vitra Patente AG/High Tech Srl 

(Rechtssache C-219/09) ( 1 ) 

(2011/C 211/38) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Der Präsident des Gerichtshofs hat die Streichung der Rechts­
sache angeordnet. 

( 1 ) ABl. C 205 vom 29.8.2009.

DE C 211/20 Amtsblatt der Europäischen Union 16.7.2011


